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Expect the expected

“Showing clients in
a private bank ad
isn’t very private.”
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Marokkanische Träume vom mündigen Bürger
Die Bewegung des 20. Februar hat – noch – nicht wirklich Fuss gefasst

Die Trägerin des arabischen
Frühlings in Marokko, die Bewe-
gung des 20. Februar, erfasst vor
allem Angehörige städtischer
Mittelschichten. Eine Mobilisie-
rung, die auch die Armen in den
Vorstädten erreichen würde, ist
bis heute ausgeblieben.

Beat Stauffer, Rabat

Auch in Marokko ist, inspiriert von den
Ereignissen in Tunis und Kairo, eine
Protestbewegung entstanden, die sich
regelmässig mit Demonstrationen und
Sit-ins bemerkbar macht und das poli-
tische Geschehen im Land beeinflusst.
Sie nennt sich Bewegung des 20. Fe-
bruar, weil an diesem Tag die ersten
landesweiten Demonstrationen stattge-
funden hatten.

Bescheidene Forderungen
Über Facebook und Twitter sei wenige
Tage vor dem 20. Februar der Aufruf
zirkuliert, den virtuellen Raum zu ver-
lassen und die Forderung nach mehr
Bürgerrechten auf die Strasse zu tragen,
erklärt Farah, eine junge Aktivistin der
ersten Stunde. Sie und ihre Gesinnungs-
genossinnen, die zuvor kaum politisch
engagiert gewesen seien, hätten plötz-
lich gemerkt, dass Tausende von jun-
gen Leuten Veränderungen in Marokko

anstrebten. Nach dem Anfangserfolg
entschlossen sich die jungen Aktivis-
ten, einmal pro Monat landesweite
Demonstrationen durchzuführen. Am
20. März, am 23. April und am 22. Mai
fanden weitere Demonstrationen statt,
an denen sich jeweils einige zehntau-
send Personen, die meisten von ihnen
unter 25 Jahre alt, beteiligten. Ihre For-
derungen entsprechen denjenigen der
Aktivisten in anderen arabischen Län-
dern. Es geht um eine stärkere Beach-
tung der Bürgerrechte, um soziale Ge-
rechtigkeit, bessere berufliche Perspek-
tiven und ein Ende von Korruption und
Machtmissbrauch.

Anders als in vielen arabischen Län-
dern richtet sich der Zorn der marokka-
nischen Demonstranten allerdings nicht
gegen das Staatsoberhaupt; die Person
des Königs und die Staatsform der Mon-
archie stehen in Marokko kaum zur
Debatte. Gefordert werden jedoch eine
konstitutionelle Monarchie, in welcher
der König nur noch eine repräsentative
Rolle spielt, und eine echte Gewalten-
teilung. Die Bewegung des 20. Februar
kritisiert unmissverständlich den Makh-
zen, den traditionellen Machtapparat
des Palastes, der jenseits aller Gewal-
tenteilung enormen Einfluss auf das
politische und wirtschaftliche Gesche-
hen im Land ausübt. Dessen Exponen-
ten sind unter anderen Fouad Ali
al-Himma, der ehemalige Staatssekre-
tär im Innenministerium, sowie der
königliche Privatsekretär Mounir Ma-

jidi. Die Bewegung des 20. Februar ist
nach Aussagen von Aktivisten nur
locker organisiert und setzt zudem auf
grosse Transparenz. Die Komitees in
Städten und Gemeinden handeln unab-
hängig und fassen auch ihre Parolen
selbständig. Die Koordination unter
den regionalen Komitees findet weit-
gehend über soziale Netzwerke (Face-
book, Twitter) statt.

Schmale soziale Basis
Schon bald nach der ersten landes-
weiten Demonstration solidarisierten
sich Bürgerrechtsorganisationen mit
der Bewegung des 20. Februar. Unter-
stützung finden die Aktivisten auch bei
einer kleinen linken Partei, bei der ein-
flussreichsten islamistischen Organisa-
tion Gerechtigkeit und Wohlfahrt sowie
bei einer Reihe von bekannten Persön-
lichkeiten. Die Jugendlichen entschie-
den aber weiterhin selbständig über
Ziele und Strategien, erklärt die Frau-
enrechtlerin Mina Tafnout, eine Sym-
pathisantin der Bewegung. Dies bestä-
tigt auch ein Mittvierziger, der sich wäh-
rend Jahren in einer Bürgerrechtsgrup-
pe engagiert und sich vor kurzem ent-
täuscht zurückgezogen hatte; weil er,
wie er erklärt, erkennen musste, dass
echten Veränderungen im Königreich
sehr enge Grenzen gesetzt sind. Er emp-
findet grosse Sympathien für die jungen
«Bewegten»; sie verwirklichten jetzt,
was seiner Generation nicht gelungen

sei. Laut dem Politikwissenschafter Mo-
hammed Darif von der Universität
Mohammedia bei Casablanca ist es der
Bewegung des 20. Februar bis jetzt nicht
gelungen, ihre soziale Basis zu verbrei-
tern und etwa auch in den Vorstädten
der Armen Fuss zu fassen.

Repräsentanten der Bewegung wi-
dersprechen dem nicht grundsätzlich,
weisen aber darauf hin, dass in den
letzten Wochen eine Öffnung statt-
gefunden habe. Man habe in Rabat die
Demonstration bewusst in einem ärm-
lichen Stadtteil, dem Quartier Yacoub
al-Mansour, durchgeführt und sei da-
bei auf viel Verständnis gestossen. Ka-
melia und Youssra, zwei junge Aktivis-
tinnen aus Rabat, sind denn auch über-
zeugt davon, dass es ihnen in den kom-
menden Wochen gelingen werde, weit
mehr Menschen als bisher auf die
Strasse zu bringen.

Nüchterne Beobachter sehen dies
weniger optimistisch. Sie sind überzeugt
davon, dass der Makhzen alles unter-
nehmen wird, um die Bewegung zu spal-
ten und zu zerschlagen. Sie weisen dar-
auf hin, dass der Machtapparat des
Königs auch die sozialen Netzwerke des
Internets zu bedienen weiss und über-
dies Zivilpolizisten einsetzt, welche sich
unter die Demonstranten mischen.

Über das Ausmass der im Lande vor-
handenen Unzufriedenheit gehen die
Ansichten in Marokko auseinander.
Während in Gruppen, die von einer
Bürgergesellschaft träumen, die vor-
handene soziale Unrast als ernste Krise
bezeichnet wird, verweisen Behörden-
vertreter gerne auf die sozialen und
politischen Fortschritte, die unter der
Herrschaft von Mohammed VI. erzielt
worden seien. Neu ist jedenfalls, dass
nun auch Unternehmer den Makhzen
und seine Rolle als wirtschaftlicher Ak-
teur kritisieren. In Casablanca, dem
industriellen Zentrum des Landes, sind
viele Unternehmer verärgert über den
unlauteren Wettbewerb, dem sie durch
Firmen im Besitz des Palasts ausgesetzt
sind. «Der ökonomische Arm des Palas-
tes ist eine Krake, der Unternehmer

hilflos ausgeliefert sind», sagt ein Ge-
sprächspartner, der als Kleinunterneh-
mer entsprechende Erfahrungen ge-
macht hat.

Die meisten Beobachter schätzen die
politische Kraft der Bewegung zurzeit
als nicht allzu gross ein. Immerhin
gehen sie davon aus, dass die vom
König angekündigte Verfassungsreform
ohne Druck von der Strasse nicht zu-
stande gekommen wäre. Das Regime
sei sich aber durchaus bewusst, dass es
von der Demokratiebewegung bedroht
werden könnte, sagt der als Gewährs-
mann zitierte Kleinunternehmer. Als
Beleg für diese These führt er Khou-
ribga an, das Zentrum des Phosphat-
abbaus. Dort hätten aufgebrachte Ju-
gendliche Anfang April das Verwal-
tungszentrum des Office Chérifien des
Phosphates in Brand gesetzt. Dies sei
für die Behörden ein Warnzeichen ge-
wesen. Wenn sie die Demonstrationen
weiterhin zuliessen und auf gewisse For-
derungen eingingen, werde es in Ma-
rokko wohl weiterhin ruhig blieben.
Sollten solche Demonstrationen aber
niedergeknüppelt werden, könne die
Lage rasch ausser Kontrolle geraten.

«Wir wollen Arbeit»
Bei vielen Demonstrationen der ver-
gangenen Wochen haben sich die Be-
hörden tatsächlich zurückgehalten. Bei
einem Sit-in vor der Zentrale des In-
landsgeheimdienstes in der Nähe von
Rabat kam es am 15. Mai allerdings zu
Zusammenstössen, bei denen mehrere
Personen verletzt wurden. Am 20. Mai
demonstrierten vor der Assouna-Mo-
schee in Rabat nach dem Freitagsgebet,
an dem Mohammed VI. teilgenommen
hatte, arbeitslose Universitätsabgänger.
«Wir wollen Arbeit», skandierten sie,
als der Monarch im Begriff war, die
Moschee zu verlassen. Die Fernseh-
übertragung wurde daraufhin abgebro-
chen, der öffentliche Auftritt des Königs
abgesagt. Den König direkt mit sozialen
Protesten konfrontieren – das hat es bis-
her in Marokko kaum je gegeben.

Stämme mobilisieren gegen Saleh
Der jemenitische Präsident wieder zu einem Deal bereit

Der jemenitische Präsident Saleh
hat sich wieder einmal zu einer
Machtablösung bereit erklärt.
Die mächtigste Stammesföde-
ration mobilisiert ihre Kämpfer
gegen Saleh.

Jürg Bischoff, Beirut

Während in einem zentralen Viertel der
Hauptstadt Sanaa die bewaffneten Zu-
sammenstösse zwischen Anhängern
und Gegnern des jemenitischen Präsi-
denten Ali Abdallah Saleh weitergehen,
hat dieser gegenüber Journalisten er-
neut seine Bereitschaft bekräftigt, den
von den Golfstaaten vorgeschlagenen
Plan zu einem Machtwechsel zu unter-
schreiben. Allerdings will er dies nur
unter «gewissen, spezifischen Bedin-
gungen» tun, was nicht viel Hoffnung
auf eine baldige Lösung der Krise zu-
lässt. Wenn er sein Amt niederlege,
sagte der Präsident, werde er in Jemen
bleiben und als Chef seiner Partei in die
Opposition gehen.

Gekränkte Ehre
Im Interview schienen auch die Gründe
für Präsident Salehs erratisches Verhal-
ten der letzten Woche auf. Der General-
sekretär des Golfkooperationsrats habe
ihn auf eine Art zur Unterzeichnung des
Dokuments gedrängt, klagte Saleh, die
sich im Umgang mit einem Staatsober-
haupt nicht gehöre. Gekränkte Ehre,
nicht nur auf persönlicher, sondern auch
auf nationaler Ebene, sprach auch aus
Salehs Warnung, das Ausland dürfe
Jemen nicht seine Lösung der innen-
politischen Krise aufzwingen.

Die Schuld an den Kämpfen der letz-
ten drei Tage in Sanaa wies Saleh, wie zu
erwarten war, den Gebrüdern al-Ahmar
zu, den neun Söhnen des 2007 verstorbe-
nen Führers der mächtigsten Stammes-
föderation Jemens, Abdullah al-Ahmar.
Deren Palast im zentralen Hasara-
Viertel der Hauptstadt war im Brenn-
punkt der Zusammenstösse, während
deren die Milizionäre des Klans meh-
rere Ministerien und den Sitz der staat-
lichen Nachrichtenagentur stürmten.

Angriff auf Vermittler
Am Dienstagmorgen schlug eine Gra-
nate in der Ahmar-Residenz ein, als
dort Vermittler unter dem Schutz des
traditionellen Stammesrechts die Um-
setzung einer am Vorabend beschlosse-
nen Waffenruhe aushandelten. Zwei
Mitglieder der Delegation aus Stam-
messcheichs und dem Kommandanten
der politischen Polizei wurden schwer
verletzt, einer von ihnen starb kurz dar-
auf. Die Abordnung veröffentlichte am
Abend eine Erklärung, in der sie Saleh
für den Angriff verantwortlich erklärte,
seine Bemühungen um einen Waffen-
stillstand als nicht ernsthaft bezeichnete
und sich mit Scheich Sadik al-Ahmar
solidarisch erklärte.

Stammeskodex verletzt
Der Angriff während einer Schlich-
tungsmission gilt als schwerer Verstoss
gegen den Stammeskodex und dürfte
zur schnellen Eskalation der Kämpfe
beigetragen haben. Der Ahmar-Klan
mobilisierte seine Kämpfer, die seither
in die Hauptstadt strömen. Die Armee
hat sämtliche Einfallstrassen nach Sa-
naa gesperrt, um dies zu verhindern.


